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und Eigenschaften;
2. Ersttäter mit rückfallindizierenden Merkmalen (kri­
minell gefährdet);
3. Rückfalltäter (kriminell fehlentwickelt);
4. Rückfällige mit mehr als zwei Vorstrafen (erheblich 
kriminell fehlentwickelt).
Die insbesondere für die beiden letzten Gruppen ge­
forderten individuellen Erziehungsprogramme und 
positiven Lebenshilfen erinnern einmal mehr an die 
Notwendigkeit und Wirksamkeit der individuellen Be­
treuung solcher jungen Menschen.
Der methodische Ansatz, über eine Klassifizierung und 
die sich daraus ergebende Möglichkeit der Zuordnung 
des Einzelfalls zu einer Entscheidungshilfe für die Be­
urteilung und Behandlung jugendlicher Straffälliger zu 
kommen, gilt gleichermaßen für Überlegungen im Kri­
minalitätsvorfeld. Die in der Praxis weitgehend ak­
zeptierte Einteilung der von der sozialen Normalent­
wicklung negativ abweichenden Jugendlichen nach 
dem Grad dieser Abweichung in sozial zurückblei­
bende, sozial gefährdete und sozial fehlentwickelte Ju­
gendliche beruht auf gleichen Gedanken, erleichtert 
durch eine einheitliche Terminologie die Verständi­
gung und hilft Verantwortungen klären.
Die Arbeit ist von hohem theoretischen und metho­
dischen Wert für die sozialistische Kriminologie. Sie 
ist informativ, anregend und helfend für die Rechts­
pflegepraxis.
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Die Textsammlung enthält die grundsätzlichen gesetz­
lichen Bestimmungen zur Lenkung des Wohnraums. zur 
Tätigkeit der Wohnungsbaugenossenschaften, zur Finanzie­
rung und Erhaltung, Modernisierung und Erweiterung des 
Wohnungsbestandes, zur Durchführung von Eigenleistun­
gen der Bevölkerung sowie zum Wohnungsmietrecht. 
Festlegungen über die Wohnraumversorgung in anderen 
gesetzlichen Bestimmungen sind in Auszügen wiederge­
geben. In den Anmerkungen zu einzelnen Festlegungen 
wird zur besseren Übersicht auf Durchführungsbestimmun­
gen und andere gesetzliche Bestimmungen sowie auf ent­
sprechende Entscheidungen der Gerichte und auf Ver­
öffentlichungen verwiesen.
Hinweise auf weitere einschlägige Gesetze und Definitio­
nen statistischer Begriffe vervollständigen die Textsamm­
lung und machen sie zu einem unentbehrlichen Arbeits­
mittel für alle Einrichtungen und deren Mitarbeiter, die 
sich mit Problemen der Wohnungswirtschaft zu beschäftigen 
haben.
Im örtlichen Buchhandel erhältlich.
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In dem Beitrag von Möller/Janke. „Bemerkungen zur 3. Auf­
lage des FGB-Kommentars“ (NJ 1971 S. 574 ff.), ist in Fuß­
note 15 die Fundstelle der Anmerkung von Thoms zu dem 
Urteil des BG Halle vom 14. Januar 1971 falsch angegeben wor­
den. Die Anmerkung ist in NJ 1971 S. 469 f. veröffentlicht.
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